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Klägers und Revisionsklägersg

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 30 Senat des Bundessozidlgeriéhts auf
die mündliche Verhandlung vom 3d„ September 1958,

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wifd das Urteil des

Landessozialgerichts Schleswig vom 17„ Mai 1955

aufgehoben° Der Rechtsstreit wird zu neuer Ver—

handlung und Entscheidung an das Landessozialge-

richt zurückverwieseno
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Der im Jahre 1920 geborene Kläger war von 1936 bis 1940 Arbei-

ter in einer Eisengroßhsndlung in Eanzigo Im thre 1941 wurde

er durch einen Granatsplitter verletzt° Darauf wurde ihm das

rechte Bein im Oberschenkel abgesetzt° Er erhält deshalb und

wegen einer Verletzung des linken Knies‚einc Versorgungsrente

nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE„) von 80 V„H‚ .
Vom März 1942 an bis 1945 arbeitete er nach seiner Angabe bei

Stellung des Antrags auf Invalidenrente (24.11„1950) als kauf—

männischer Angestellter in der Eisenwarenhandlung9 in der er

früher als Arbeiter beschäftigt war{) Vom 15° Dezember 1949 an
bis zum 160 März 1950 wurde er in der Heilstätte Vossloch wegen

Lungentubcrkulose behandelt„ Er wurde nach dem Abschlußbericht

des 0hefgrßtes Dro Sxxx "praktisch ausgeheilt“ entlassen° Durch

Bescheid vom 260 September 1952 bewilligte ihm die Beklagte

wegen der Kriegsverlctzungsfolgcn eine aus Leistungsteilen

der Invalidenvcrsicherung undder Angestelltenversicherung ge—
bildete Rente vom 1° Dezember 1950 an„

Nach einer neuen Untersuchung durch den Chefarzt der inneren

Abteilung des Krankenhauses P Dr„ medoihabilß W

entzog ihm die Beklagte durch den Bescheid vom 30 Juni 1954 die

Rente mit Wirkung vom 50° Juni 1954 an„ Das Ergebnis dieser

Untersuchung war: eine ältere inaktive9 rechtsseitige Oberge-

schoß—Tuberkulose und Beinverlust rechts sowie vegetative Kreis-
laufregulationsstörungen und geringe Herzmuskelschädigung ohne

‘stärkere Beeinträchtigung der Herzleistungo

Gegen den Entziehungsbescheid erhob der Kläger beim Sozialge—

richt Schleswig rechtzeitig Klage mit der Begründung, sein Ge—

sundheitsz stand habe sich in der letzten Zeit verschlimmert°

Er überreichte Abschrift eines Attestes des ihn behandelnden

Arztes Dr° JXXYXXX‘V0m 290 Juni 19549 wonach er an Kurzluftig—

keit9 Uirbelsäulenverbiegung‚ Tachylcrdie, Nierensteinkcliken

und einem Leberparenehymscheden leide; bei der höntgenunter—

suchung der Lunge am 240 Juni 1954 sei eußddem ein deutlich
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verbreiteter und verdichteter Interlobärspalt (zwischen den

Lappen liegender Spalt) aufgefallen°

Das Sozialgericht verurteilte nach Anhörung des Amtsarztes

Dr° Exxxxkxxxx die Beklagte, den Kläger über den 30° Juni 1954

hinaus die Invalidenrente zu gewähren: Seine Erwerbsfähigkéit.
sei um mehr als die Hälfte genindert; neben dem Verlust des

rechten Beines seien noch weitere Körperschäden nachweisbar,
die nach dem Gutachten des Dr, Bxxxxxxxxx in dem Gutachten des

Krankenhauses nicht genügend gewürdigt seieno

Gegen dieses Urteil legte die Beklagte Berufung ein und machte

geltend, der Kläger werde nur durch seinen Beinverlust in sei—

ner Erwerbsfähigkeit genindert, denn seine lungentuberkulose

sei so eusgeheilt, daß seine Atemfuhktion nicht mehr nennens-

wert eingeschränkt werde° Der Herzmuskelschaden sei nur durch
'eine Elektrokardiogrern—Diagnose festgestellt werden, Bei der

klinischen Untersuchung habe sich herausgestellt, daß der Kreis-

lauf ausgeglichen sei° Das Landessozialgericht ordnete das
persönliche Erscheinen des Klägers an. In der mündlichen Ver—

handlung war der Kläger nicht selbst erschienen, aber durch

einen Prozeßbevollmäehtigten vertreten° In dieser Verhandlung
wurde der Facharzt für innere Krankheiten Dr. EXXX als ärzt-
liCher Sachverständiger gehört, Er führte auf Grund des Akten-

inhalts aus, eine Oberschenkelemputatien mit prothesenfähigem

Stumpf mache den Kläger noch nicht invalide und berufsunfähig,
hier liege aber noch eine Beschädigung des Kniegelenks des an-
deren Beines vor mit knirschenden Bewegungsgeräuschen; außerdem

habe er Bedenken, weil in dem Gutachten des Dr„\kxxxx ein am

160 Februar 1954 erhobener Befund: "Urobilinogen vermehrt",
der auf eine Iebereehädigung hindeute oder für eine beginnende

Kreislaufdekompensation Spreche, nicht gewertet werden sei. Da

der Kläger nicht erschienen sei, müsse er eine neue Unter-

suchung vorschlagenc

Das Landessozielgerieht hob durch Urteil von 17° Mai 1955 die
Entscheidung des Sozialgerichts auf und wies die Klage ab:

Der Kläger sei fähig, die gesetzliche Lohnhälfte zu verdienen
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(© 1254 der Reichsversiehcrunr; sordnung —RVO—(a F. ) in Verbin«
dung mit @ 2 des 8021alver51cherungs—Annassungsgesetses — SVAG »

vom 170601949)0 Wenn auch grundsätzlich Obere chenkelamputier%

invalide seien, so sei doch eine Ausnahme dann‘begründet‚ wenn
der Versicherte durch tatsächliChe, über einen längeren Zeit—

raum dauernde wirtschaftlich nutzbringende Arbeitsleistung eine
ihm zumutbare Verwendbarkeit auf dem allgemeinen Arbeitsfeld

bewiesen habe° Der Kläger sei befähigt, noch eine Angestellten—

tätigkeita d°ho ine weitgehendim Sitzen ausgeübteBeschäfti-
gung zu verrichten‚ denn er sei bei derselben Firma zunächst

vier Jahre als Arbeiter9 dann aber als kaufméinnischer Ange—

stellte tätig gewesen° Zwar gehe aus den Akten nicht eindeutig

hervor‚ welche Ausbildung ihm zuteil geworden sei° Daher wäre

es Pflicht des Sozialgerichts gevesen‚ den Ausbildungsgang
des Klägers aufzukläreno Um ein klares Bildüber den beruf«

lichen Werdegang des Klägers zu bekommen und zur Aufklärung

des Sachverhalts besonders in medizinischer Hinsicht sei das
persönliche Erseleinen des KlägerSangeordnet werden„ Dem Ver-

handlungstermin sei der Kläger aber 0 h n e E n t s c h u l —
d i g u n g ferngeblieben° Mithin sei der Senat gehalten, die

niemals bestrittene Tatsache, die durch Zeugenaussagen erhärtet

sei, er habe mehr als zwei Jahre als kaufmännischer Angestell-

ter gearbeitet, der Entscheidung zugrunde zu legen° Nach der
Aussage des von der beklagten Landesversiche ungs anstalt im
Rentenbewilligungsverfahren gehörten Zeugen Dgxxx:habe der

Kläger nach seiner Verwundung alle vorkommenden Lager— und Eure»
arbeiten verrichteto Wenn es auch zutreffen möge, daß er keine

reguläre Ausbildung genossen habe9 so habe er durch seine Tä—

tigkeit doeh bewiesen, daß er auch in geistiger Hinsicht den

Anforderungen9 die an einen Lng stellten gestellt würden, ge—

wachsen sei° Hinzu komme? daß der A1beitgeber Beiträge zur An—

gestelltenversicherung abgeführt habe° Zu einer Angestelltentä—

tigl—zeit9 besonders zu einfachen Büroarbeiten, sei er auch heute

noch fähig° Zumindest könne er die Hälfte dessen verdienen,

was körperlich und gaistig gesunde Personen derselben Art mit

ähnlicher Ausbildung durch Arbeit im Sitzen zu verdienen pfleg—

ten„ Außer dem Verlust des linken Eeines seien bei der letzten

Untersuchung im Februar 1954 keine w sentlichcn Gesundheits—
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schäden festgestellt werden„ Die Tuberkulose sei susgeheilt;

die Herzlcistungsbreite sei noch nicht eingeschränkt‚ der

Kläger habe keine Oedeme‚ keine Stauungs20ichen in der Lunge;
Leber‚ Milz und Blutdruck seien normal, er habe keine Cyanose

und keine Atemnot„ Bei der letzten Untersuchung im Jahre 1954

habe er über Nierensteinkolikcn und Wirbelsäulenbeschwerden

nicht geklagt‚ so daß auch insoweit dem heugnis des behandeln—

den Arztes Dro JXXXXXX nicht gefolgt werden könne, zumal er
keine Befunde mitgeteilt habe° Die geringe Streckbehinderung

des linken Beines sei unbedeutend° Da der Kläger der mündli-’

chen Verhandlung unentschuldigt ferngeblieben sei? sei es nicht

möglich gewesen‚ ihn von einem ärztlichen Sachverständigen un—

tersuchen zu lassen„ Daher müsse unterstellt werden9 daß in

seinem Gesundheitszustend seit der letzten Untersuchung keine

Verschlimmerung eingetreten sei„

Das Landessozialgericht hat die Revision nicht zugelassen° Mit

der form— und fristgerecht eingelegten Revision beantragt der

Kläger„

das angefochtene Urteil aufzuheben und den Rechts—

streit zu neuer Verhandlung und Entscheidung an

das Lendessozislgericht zurückzuverweisen„

Er rügt9 des Landessozialgericht habe den Sachverhalt mangel—

haft9 jedenfalls nicht zweifelsfrei aufgeklärt und damit gegen
die @@105 und 106 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) verstoßen°

Das Landessozialgericht habe auf Grund eines mangelhaften Tat-

bestands geurteilt und habe damit das Recht der freien riehtcr—

lichen Beweiswürdigung verletzt (@ 128 8C—G)°Die Annahme, er —
der Kläger — sei den Verhandlungsterrin unentsehuldigt fernge—

blieben9 sei unrichtig° Er habe wegen eines ficberhaften Infekts

nicht im Verasndlungstermin erscheinen können und habe dies

dem Gericht mit einem eingeschriebenen Brief angezeigt; das

Attest des ihn behandelnden Arztes Dro Jxxxxxx habe er beige_
fügt! Diese Urkunden seien? wie sich aus den Berufungsakten

ergebe‚ schon am 160 Hai 1955 — am Tage vor dem Verhandlunge—
termin — beim Lendess zielgericht eingegangen° Er habe zur
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weiteren Klärung des Sachverhalts über seine Tätigkeit nach
der Verwundung gehört werden sollen, was auch notwendig gewesen

sei, weil sich hierbei herausgestellt hätte, daß er nur Büro—

hilfsarbeitcn verrichtct habe, Das Gericht hätte deshalb die

Verhandlung vertagen müssen, zumal das ärztliche Zeugnis eine

Krenkheitsdsuer von nur 14 Tagen vorausgesagt habe° Aus seinem

Nichterscheinen hätten keine ungünstigen Schlüsse gezogen werden

dürfen‚ Es könne aber auch déhinstehen, ob das Entschuldigungs—

schreiben den erkennenden Senat vorgelegt werden sei, denn es

sei ungeklärt geblieben, ob seine, des Klägers, Tätigkeit in

der Zeit vom März 1942 bis 1945 eine solche angestelltenver—

sicherungspflichtige Art gewesen sei° Auch die Unterstcllung,

sein Gesundheitszustsnd habe sich seit der letbten Untersuchung
nicht verschlimmert, sei ein wesentlicher Verfahrensmsngel im

Sinne des 5 105 SGG und eine Überschreitung des Rechts des freiw

en riehterlichen Beweiswürdigung° Der im Verhahdlungstermin
ge—

hörte ärztliche Sachverständige Dro hour habe eine weitere

Schädigung des Kniegelenks des anderen (linkenÖ Beines erkannt,
nämlich knirschende Bewegungsgeräusche„ Außerdem habe der Sach—

verständige insofern Bedenken geäußert, als der bei der Unter—

suchung vom 16, Februar 1954 festgestellte
Befbnd:

"Urobilino—

gen vermehrt" nicht gewertet werden sei, Dra_3mu{ habe wegen

des Leberschadens auch eine neue Untersuehung Eür angebracht

gehalten und vorgeschlagen, worüber sich der erkennende Senat

aber hinweggesetzt habe°

Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers als unzulässig zu ver-
werfeno

Sie bestreitet, daß der K äger durch Krankheit gehindert gewe—

sen sei, im Termin persönlich zu erscheinen, jedenfalls habeéer

die Erkrankung dem Gericht nicht rechtzeitig mitgeteilt; er sei

durch einen Prozeßbevollmächtigten vertreten gewesen, der das

Berufungsgericht auf die Erkrankung hätte hin■eisen und Verte—

gung hätte beantragen können. Kenn der Kläger seinen Vertreter

über die Erkrankung nicht unterrichtet habe, 30 müsse er die Fel—
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gen dieses Nichtwissens tragen° Schließlich habe des Landes—

sezialgericht sein Urteil nicht nur auf das Nichterseheinen

des Kläge■gestützt9 sondern auch auf Zeugeneussagen (Zeuge

Demps)„

IIo

Da das Landessozinlgerieht die Revision nicht zugelassen hat,

ist sie nur statthaft‚ wenn der K äger einen wesentlichen

Mangel des Verfahrens rügt9 der auch tatsächlich vorliegt

(@ 162 Abs° 1 Hr° 2 SGG — BSG“ 1 S„ 150 : SezR° SGG @ 162 Da

1 Nro 5)° Die Hüge ist begründet„

Das Entschuldigungssehreiben des Klägers vom 14° Mai 1955

(B10 54 der Akten des LSGO) mit dem ärztlichen Attest von
14° Mai 1955 (Bla 35 der Akten) hat nach dem Vermerk des
Landessozialgeriehtsrats Kxxxxxxxx (gez„ Ka) dem Senat am Ta-

ge der mündlichen Verhandlung (170 Mai 1955) n i c h t vor—
gelegen9 obwohl es nach dem Eingangsstempel am 160 Mai 1955

beim Landessozialgerieht eingegangen ist„ Es bedarf aber

keiner Entscheidung? ob schon ein wesentlicher„■angel des

Verfahrens darin liegt9 daß die Geschäftsstelle des Landese
sozialgeriehts dem erkennenden Senat des am Tage vor der

mündlichen Verhandlung eingegangene Entschuldigungsschreiben

des Klägers mit dem Zeugnis des Arztes Dr° J° JXXXXXX wonach

der Kläger an einem fieberhsften Infekt erkrankt war? nicht

vorgelegt hat° _ Es kann auch dahinstehen, ob es ein wesent—

licher Mangel des Verfahrens ist9 daß sich der Vorsitzende

des Senats„ der das persönliche Erscheinen des Klüeors ange—

ordnet hatte‚ nicht vergewissert hat? ob bis zum Beginn der

Verhandlung ein Entschuldigungsschreiben eingegangen ist.

Selbst wenn der Kläger auf seine Vorladung zum persönlichen

Erscheinen dem Verhendlungstcrmin unentschuldigt ferngeblie—
ben wäre9 so hätte des Lendessozialgericht aus seinem Fern-

bleiben nicht die Schlüsse ziehen dürfen, die es gezogen hat‚

Das Gericht ist nach 5 105 SGG verpflichtet‚ den Sachverhalt

von Amts wegen zueri‘orschen° Dieser Pflicht wird es nicht

dadurch enthobcn9 daß ein Beteiligter, dessen persönliches Br—
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scheinen zur Aufklärung des Sachverhalts angeordnet werden ist

(5 111 SGGi„V° mit 5 141 ZPO)9 dem Verhandlungstermin fern—
bleibt„ Das Gericht überschreitet die ihm durch 5 128 Abs„ 1

Satz 1 SGG gezogenen Grenzen seines Ermessensg‘wenn es allein

aus dem Fernbleiben eines Beteiligten ihm ungünstige Schlüsse

zieht, ohne die Gründe des Fernblcibens geklärt zu haben° Ist

die Aufklärung des Sachverhalts ohne die Mitwirkung des

Geladenen nicht möglich„ so können aus seinem hiehterscheinen

im Rahmen der freien Beweiswürdigung für ihn ungünstige Schlüsse

grundsätzlich nur dann gezogen werden‚ wenn die Annahme ge-
rechtfertigt ist9 daß er sich der notwendigen Kitwirkung bei

der.Aufklärung des Sachverhalts entziehen wollte (vgl„ auch

SozRosee 5 128 1810Da 4 Nr„ H)°

Obwohl das Berufungsgericht es bei der Anordnung des persönli-

chen Erscheinens für erforderlich hielt, isn beruflichen Werde—

gangädes Klägers eufzuklären, um beurteilen zu können, ob er
fähig sei9 kaufmännische Angestelltentätigkeit zu verrichten

und obwohl es eine nochmalige ärztliche Untersuchung für er—
forderlichhielt9 hat es keine weiteren Ermittlungen angestellt,

sondern aus seinem Nichterscheinen gefolgert‚+er wolle keine

Auskunft über seine Tätigkeit geben und wolleisich nicht ärzt—
lich untersuchen lassen, weil sein Gesundheitszustand sich

nicht verschlechtert habe° Selbst wenn das Landessozialgericht

weitere Gründe für seine Ansicht anführt‚ der Kläger könne An-

gestelltentätigkeit kaufmännischer Art ausüben und er sei ge—

sundheitlich in der Lage, durch zumutbare Arbeiten die maßgeben—

de Lohnhälfte zu verdienen, so überschritt es die Grenzen des

Rechts der freien richterlichen Beweiswürdiguhg (@ 128 Abs, 1
SGG)? da es unterlassen hat, näher festzustellen, welche Ar-

beiten der Kläger nach seiner Verwündung verrichtet hat" Für

die Beurteilung der Erwerbsfähigkeit des Klägers sind seine

Ausbildung und seine bisherige berufliche Tätigkeit von ent—

scheidender Bedeutung° Dazu hatte der von der beklagten Landes—

vcrsieherungsanstalt im Rentenbewilligungsverfahren gehörte

Zeuge Exxxx:nur angegeben, der Kläger habe bis 1945 als Büroe

angestellter gearbeitet; jedoch hatte er das Aufgabengebiet

des Klägers nicht näher beschrieben. Das Berufungsgericht durf—

-9-
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


te sich wegen des Fernbleibens des Klägers auch nicht über

-den Vorschlag des in der mündlichen Verhandlung gehörten

medizinischen Sachverständigen Dr° Ixxxhinwegsetzen9 der

auf Grund der ihm vorgelegten Befunde und Gutachten eine

weitere ärztliche Untersuchung vorgeschlagen hatteo Jeden—

falls hätte sich das Landessozialeerieht bei Würdigung des

Gesamtergebnisses des Verfahrens mit der gutechtliehen Äu—

ßerung des von ihm gehörten ärztlichen Sachverständigen

auseinandersetzen müssen° Diese Unterlassungverstößt gegen
5 128 Abs„ 1 Satz 1 SGG° Die Rüge‚ das Berufungsgericht sei

bei seiner Beurteilung von einem nicht hinreichend aufge—

klärten Sachverhalt ausgegangen und habe dadurch @ 105 SGG

verletzt‚ ist mithin begründet°

Das angefochtene Urteil beruht auch auf den angeführten Män—

geln des Verfahrens, da es bei Vermeidung dieser Mängel an—

ders hätte ausfallen könneno Die Revision ist hiernach statt—

haft und begründet() Das Revisionsgericht ist aber nicht in

der Lage9 in der Sache selbst zu entscheiden (@ 170 Abs() 2
SGG), weil die bisherige Ausbildung des Klägers9 sein be—

ruflicher Werdegang„ besonders die Art seiner Angestellten-

tätigkeit und die neben den Beinverlust bestehenden ge-
sundheitlichen Schäden nicht hinreichend geklärt sind und

auch nicht festgestellt ist‚ welche Arbeiten dem Kläger in

einem kaufmännischen Büro zugemutet werden können und ob er

hierdurch die naßgcbendc Lohnhälfte verdienen kann° Das Ur—

teil mußte daher aufgehoben und der Rechtsstreit zu neuer

Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialgerieht zu—

rückverwiesen werden„ Dabei wird auch zu beachten sein, daß

der Kläger im Versorgungsverfahren in einem Schreiben vom
130 Februar 1947 (B1„ 8 der Rentenakten des Versorgungsamts

Heide) angegeben hatte‚ er sei nach seiner Verwundung umge—

schult verden und dann bis März 1945 als Angestellter tätig

gewesen° Für die Beurteilung der Erwerbsfäh131eit ist vom

1° Januar 1957 an die Vorschrift des 5 1246 A so 2 EVO in

der Fassung des Arbeit0rrentenversichérungs—Neuregelungs—

gesetzes maßgebend (SozRo EVO 5 1293 aoF° Bla Aa 4 Nr. 5)°

Da die dem Kläger entzogene Rente auch aus leistungsteilen
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_ 10 „

der Angestelltenversicherung gebildet ist, so wird bei dem

Streit um die Gesamtleistung auch die Bunäesversicherungsan—

stalt für Angestellte beizuladen sein, die dann berechtigt

istQ selbständig Rechtsmittel im Rahmen des 5 75 Abs„ 4 SGG
einzulegen (vglo BSGO 6_So 160)o

Die B■tscheidun über die Kosten des Revisionsverfahrens&

_bleibt dem Berufungsgericht vorbehalteno
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